
2. Ist eine Umsetzung des Art. 4 Nr. 6 RbEuHb in der Weise,
dass die Auslieferung eigener Staatsangehöriger eines Mit-
gliedstaats zur Strafvollstreckung gegen deren Willen stets
unzulässig ist, diejenige von Angehörige anderer Mitgliedstaa-
ten hingegen gegen deren Willen nach behördlichem Ermes-
sen bewilligt werden kann, mit Unionsrecht, insbesondere
mit den Grundsätzen der Nichtdiskriminierung und Unio-
nsbürgerschaft nach Art. 6 Abs. 1 Vertrag über die Europäi-
sche Union (EUV) in Verbindung mit Art. 12, Art. 17 ff. Ver-
trag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV),
vereinbar, und, wenn ja, sind die genannten Grundsätze
zumindest bei der Ausübung des Ermessens zu beachten?

(1) ABl. L 190, S. 1.

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs
(Deutschland) eingereicht am 20. Februar 2008 —

Margarete Block gegen Finanzamt Kaufbeuren

(Rechtssache C-67/08)

(2008/C 107/29)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Bundesfinanzhof

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Margarete Block

Beklagter: Finanzamt Kaufbeuren

Vorlagefragen

1. Erlauben die Regelungen des Art. 73d Abs. 1 Buchst. a und
Abs. 3 EGV/Art. 58 Abs. 1 Buchst. a und Abs. 3 EG, die
Anrechnung spanischer Erbschaftsteuer auf die deutsche Erb-
schaftsteuer auch noch bei Erbfällen des Jahres 1999 gemäß
§ 21 Abs. 1 und 2 Nr. 1 des Erbschaftsteuer- und Schen-
kungsteuergesetzes i.V.m § 121 des Bewertungsgesetzes
(gegenständliche Beschränkung) auszuschließen?

2. Ist Art. 73b Abs. 1 EGV/Art. 56 Abs. 1 EG dahin auszulegen,
dass die Erbschaftsteuer, die ein anderer Mitgliedstaat der
Europäischen Union beim Erwerb von Kapitalforderungen

eines zuletzt in Deutschland wohnenden Erblassers gegen
Kreditinstitute in jenem Mitgliedstaat durch einen ebenfalls in
Deutschland wohnenden Erben erhebt, auf die deutsche Erb-
schaftsteuer angerechnet werden muss?

3. Kommt für die Entscheidung, welcher der beteiligten Staaten
die Doppelbelastung zu vermeiden hat, der Sachgerechtigkeit
der verschiedenen Anknüpfungspunkte in den nationalen
Steuerrechtsordnungen Bedeutung zu und ist — sollte dies
der Fall sein — die Anknüpfung an den Wohnsitz des Gläu-
bigers sachnäher als die Anknüpfung an den Sitz des Schuld-
ners?

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Napoli,
Sezione Lavoro (Italien), eingereicht am 20. Februar 2008

— Raffaello Visciano/I.N.P.S.

(Rechtssache C-69/08)

(2008/C 107/30)

Verfahrenssprache: Italienisch

Vorlegendes Gericht

Tribunale di Napoli, Sezione Lavoro

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Raffaello Visciano

Beklagter: I.N.P.S.

Vorlagefragen

1. Ist es mit den Art. 3 und 4 der Richtlinie 80/987 (1) vom
20. Oktober 1980, soweit diese die Befriedigung der das
Arbeitsentgelt betreffenden nicht erfüllten Ansprüche der
Arbeitnehmer vorsehen, vereinbar, dass die betreffenden
Ansprüche in dem Zeitpunkt, in dem sie gegenüber der
Garantieeinrichtung geltend gemacht werden, nicht mehr als
Ansprüche auf eine Leistung mit Entgeltcharakter betrachtet
werden, sondern allein deshalb, davon abweichend, zu
Ansprüchen auf eine Leistung der sozialen Sicherheit werden,
weil ihre Befriedigung vom Mitgliedstaat einer Vorsorgeein-
richtung anvertraut worden ist und dementsprechend in der
nationalen Regelung der Begriff „Arbeitsentgelt“ durch den
Ausdruck „Leistung der sozialen Sicherheit“ ersetzt wird?
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